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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Februar 1971 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates betreffend die Festsetzung ge- 
meinsamer Sätze der Gesellsdiaftsteuer. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 1. Februar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
betreffend die Festsetzung gemeinsamer Sätze der Gesellschaft- 
steuer 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie des Rates 
vom 17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern 
auf Kapitalansammlungen hat die Kommission 
dem Rat bis zum 1. Januar 1971 einen Vorschlag zu 
unterbreiten, der diesem die Festsetzung der ge- 
meinsamen Sätze der Gescllschaftsteuer ermöglichen 
soll. 

Um die Hindernisse in der Entwicklung und für 
das Funktionieren des gemeinsamen Kapitalmarktes 
weitmöglichst zu reduzieren, muß der in Absatz 1 a) 
dieses Artikels 7 erwähnte Normalsatz der Gesell- 
schaftsteuer auf einem möglichst niedrigen Niveau 
festgesetzt werden, jedoch unter Berücksichtigung 
der Haushaltserfordernisse der Mitgliedstaaten. 
Unter diesen Voraussetzungen erscheint ein Satz 
von 1 angemessen. 

Der in Absatz 1 b) des genannten Artikels 7 vorge- 
sehene ermäßigte Satz für bestimmte Gesellschafts- 


zusammenschlüsse muß niedrig genug festgesetzt 
werden, um die Gefahr einer etwaigen kumulativen 
Wirkung zu vermeiden, und hoch genug, um zu ver- 
hindern, daß diese Transaktionen - verglichen mit 
den normalen Kapitalerhöhungstransaktionen - Ver- 
günstigungen erfahren. Eine Ermäßigung um 50 ^/o 
gegenüber dem Normalsatz der Gesellschaftsteuer 
dürfte diesen Erfordernissen entsprechen. 

Den Mitgliedstaaten müssen die gewünschten 
Möglichkeiten geboten werden, sich schrittweise an 
diese neue Lage anzupassen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Der in Artikel 7 Absatz 1 a) der Richtlinie des 
Rates vom 17. Juli 1969 betreffend die indirekten 
Steuern auf Kapitalansammlungen (69/335/EWG) 
erwähnte Satz der Gesellschaftsteuer wird ab 1. Ja- 
nuar 1974 auf 1 Vo festgesetzt. 

2. Die Ermäßigung nach Artikel 7 Absatz 1 b) der 
gleichen Richtlinie wird ab 1. Januar 1974 auf 50 Vo 
festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 3. Oktober 1969, S. 25 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


L Einleitung 

Die Richtlinie des Rates vom 17. Juli 1969 betreffend 
die indirekten Steuern auf Kapitalansammlungen 
(Richtlinie Nr. 69/335/EWG bestimmt in Artikel 7 
Absatz 2: . .Damit der Rat die gemeinsamen Sätze 

der Gesellschaftsteuer festsetzen kann, unterbreitet 
die Kommission dem Rat vor dem 1. Januar 1971 
einen entsprechenden Vorschlag," Der vorliegende 
Richtlinienentwurf fällt in den Rahmen dieses Ar- 
tikels 7 Absatz 2. 

Die Festsetzung der gemeinsamen Sätze der Gesell- 
schaftsteuer gemäß Absatz 1 dieses Artikels betrifft: 

— den normalen Satz der Gesellschaftsteuer; 

— den Satz der Gesellschaftsteuer bei Zusammen- 
schlüssen (Fusion, Spaltung, Übernahme und Ein- 
bringung von Teilbetrieben); 

— den Satz der Gesellschaftsteuer bei Einlagen in 
Holding- oder Kapitalanlagegesellschaften. 

IL Normaler Satz der Gesellschaftsteuer 

Die Richtlinie des Rates vom 17. Juli 1969 sieht in 
ihrem Artikel 7 Absatz 1 a) vor, daß ab dem Zeit- 
punkt ihrer Anwendung, dem 1. Januar 1972, bis 
zum Inkrafttreten der vom Rat gemäß Artikel 7 Ab- 
satz 2 zu erlassenden Vorschriften der Normalsatz 
der Gesellschaftsteuer nicht über 2Vo und nicht 
unter 1 Vo liegen darf (vgl. Artikel 7 Abs. 1 Unter- 
absatz a). Die Annahme einer Spanne an Stelle eines 
einzigen Satzes, wie er in dem ursprünglichen Vor- 
schlag der Kommission (Satz von 1 Vo) vorgesehen 
war, war eine Kompromißlösung zwischen den ent- 
gegengesetzten Forderungen einiger Mitgliedstaa- 
ten, In Belgien und in Deutschland bringt die Gesell- 
schaftsteuer, deren Satz 2,5 Vo beträgt, nämlich be- 
trächtliche Einnahmen, auf die diese Länder zumin- 
dest nicht sofort verzichten zu können glaubten. 
Andere Mitgliedstaaten dagegen hielten es nicht für 
möglich, einen höheren Satz als 1 ®/o im Rahmen der 
harmonisierten Steuer vorzusehen. 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag sieht die An- 
wendung eines gemeinsamen Normalsatzes von 1 Vo 
in allen Mitgliedstaaten ab 1. Januar 1974 vor. 

Die Hauptgründe für die Festsetzung eines der- 
artigen gemeinsamen Satzes der Gesellschaftsteuer 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

— In erster Linie und ganz allgemein darf man 
davon ausgehen, daß indirekte Steuern auf 
Kapitalansammlungen in einem rationellen 
Steuersystem keinen Platz mehr haben. Vom 
wirtschaftlichen Standpunkt aus erscheint es 
nicht gerechtfertigt, Zusammenschlüsse und 
Kapitalansammlungen zu besteuern, die durch 
die Errichtung des Gemeinsamen Marktes mehr 


denn je erforderlich sind und die der Vertrag zu 
erleichtern sucht. Eine solche Besteuerung war zu 
einer Zeit verständlich, als die Einkommensteuer 
erst am Anfang ihrer Entwicklung stand; heute 
verfügen die Steuerbehörden über wesentlich 
bessere Methoden, die Einkommen zu besteuern, 
was eine Pauschalbesteuerung der künftigen Ein- 
nahmen überflüssig macht. 

Neben anderen war es dieser Grund, der die Kom- 
mission veranlaßte, dem Rat die Abschaffung der 
Wertpapiersteuer vorzuschlagen; dieser Vorschlag 
ist vom Rat im Rahmen seiner Richtlinie vom 17. Juli 
1969 übernommen worden. Wenn die Kommission 
damals aus dem gleichen Grunde es nicht für richtig 
hielt, auch die Abschaffung der Gesellschaftsteuer 
vorzuschlagen, so deshalb, weil es - wie schon ge- 
sagt ~ klar war, daß die Mitgliedstaaten nicht ganz 
auf die Einnahmen aus dieser Steuer verzichten 
wollten. Wenn indessen nicht erwogen werden 
kann, die Gesellschaftsteuer einfach abzuschaffen, so 
sollte der harmonisierte Satz jedoch auf einem mög- 
lichst niedrigen Niveau gehalten werden, 

— Die Erhebung einer hohen Gesellschaftsteuer 
hält die Unternehmen davon ab, Aktien auszu- 
geben, und veranlaßt sie vielmehr, auf externe 
Finanzierungsformen zurückzugreifen, die dieser 
Abgabe nicht unterliegen (Kredite, Obligationen). 
Die Unternehmung, die mit einem verhältnis- 
mäßig beschränkten Volumen an Eigenkapital 
arbeitet, zögert nun aber, die neuen Produktions- 
verfahren innewohnenden Risiken einzugehen, 
was den wirtschaftlichen Wachstumsprozeß 
hemmt. Eine solche Lage trägt ebenfalls dazu bei, 
die Instabilität der Aktienkurse zu vergrößern 
und infolgedessen die Spartätigkeit vom Aktien- 
markt wegzuführen. 

— Ein zu hoher Satz der Gesellschaftsteuer könnte 
dazu beitragen, Kapital in Unternehmen zu be- 
lassen, in denen es aus makroökonomischer Sicht 
nicht bestmöglich genutzt wird. Eine solche Be- 
steuerung, die im Ergebnis die Selbstfinanzie- 
rung begünstigt, könnte nämlich die Unterneh- 
men dazu veranlassen, aus steuerlichen Gründen 
übermäßige Investitionen vorzunehmen, während 
in diesem Fall dieses Kapital besser über den 
Kapitalmarkt anderen Unternehmen zur Ver- 
fügung gestellt würde. 

Aus all diesen Gründen erscheint es daher ange- 
bracht, den gemeinsamen Satz der Gesellschaft- 
steuer auf eine genügend niedrige Höhe, d. h. 1 Vo, 
festzusetzen. Um jedoch den Schwierigkeiten Rech- 
nung zu tragen, welche die Festsetzung des Satzes 
in dieser Höhe für einige Mitgliedsländer vom Ge- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 3. Oktober 1969, S. 25 
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sichtspunkt der Haushaltseinnahmen haben könnte, 
gibt der vorliegende Vorschlag den Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit, sich schrittweise anzupassen. Es 
wird vorgesdilagen, daß die Anwendung dieses 
Satzes erst ab 1. Januar 1974 obligatoriscii wird. Die 
Mitgliedstaaten verfügen somit über eine Anpas- 
sungsfrist von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Richtlinie vom 17. Juli 1969, das 
auf den 1, Januar 1972 festgesetzt ist. 

Die Kommission behält sich vor, in den kommenden 
Jahren die Frage erneut zu prüfen, ob es nicht mög- 
lich ist, unter Berücksichtigung des Haushaltsspiel- 
raums der Mitgliedstaaten die einfache Aufhebung 
der Gesellschaftsteuer vorzuschlagen. 


III. Satz der Gesellschaftsteuer bei Fusion, Spaltung, 
Übernahme oder Einbringung von Teilbetrieben 

Auf Grund von Artikel 7 Absatz 1 b) der Richtlinie 
vom 17. Juli 1969 wird der in dieser Richtlinie be- 
stimmte Normalsatz der Gesellschaftsteuer um 50 Vo 
oder mehr ermäßigt, wenn eine oder mehrere Kapi- 
talgesellschaften unter bestimmten Voraussetzungen 
ihr gesamtes Gesellschaftsvermögen bzw. einen 
oder mehrere Zweige ihrer Tätigkeit in eine oder 
mehrere Kapitalgesellschaften einbringen, die ge- 
gründet werden oder bereits bestehen. Nach der in 
der Richtlinie vorgesehenen Regelung kann dem- 
nach der Satz, den ein Mitgliedstaat im Falle der 
Fusion, Spaltung, Übernahme oder Einbringung von 
Teilbetrieben anwendet, innerhalb einer Marge fest- 
gesetzt werden, deren untere Grenze der Satz Null 
und deren obere Grenze ein Satz ist, der 50 des 
von dem gleichen Mitgliedstaat angewandten Nor- 
malsatzes darstellt. 

Die Existenzberechtigung für diesen ermäßigten Satz 
liegt in der Notwendigkeit, etwaige Kumulativ- 
wirkungen der Gesellschaftsteuer bei Zusammen- 
schlüssen zu beseitigen, die durch die Errichtung des 
Gemeinsamen Marktes notwendig geworden sind. 

Diese Transaktionen, für die in mehreren Mitglied- 
staaten bereits Steuererleichterungen gewährt wer- 
den, tragen nämlich zu einer rationelleren Organi- 
sation ünd damit dazu bei, das Produktionspotential 
und die Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft zu 
verbessern und zu steigern. 

Unter Berücksichtigung dieser Gründe und ange- 
sichts der Tatsache, daß der für die Gesellsdiaft- 
steuer vorgeschlagene gemeinsame Normalsatz 1 Vo 
beträgt, dürfte es ausreichen, für die Gesellschaft- 
steuer bei Zusammenschlüssen von Kapitalgesell- 
schaften ab 1, Januar 1974 eine Ermäßigung von 
50 ®/o gegenüber dem Normalsatz vorzusehen. Diese 
Ermäßigung, die in Form der Anwendung eines 
gemeinsamen Satzes von 0,50 ®/o ab 1. Januar 1974 
angewandt wird, dürfte nämlich niedrig genug sein, 
um die Gefahr einer etwaigen kumulativen Wirkung 


zu vermeiden, und hoch genug, um zu verhindern, 
daß diese Vorgänge - verglichen mit normalen 
Kapitalerhöhungsvorgängen - Vergünstigungen er- 
fahren. 


IV. Satz der Gesellschaftsteuer im Falle der 
Einbringung in bestimmte Holding- und 
Kapitalanlagegesellschaften 

In Artikel 7 Absatz 1 c) der Richtlinie des Rates 
vom 17. Juli 1969 ist eine Sonderregelung für 
Holding- und Kapitalanlagegesellschaften vorge- 
sehen, deren einziger Zweck die Übernahme von 
Beteiligungen an anderen Unternehmen sowie die 
Verwaltung und Nutzung dieser Beteiligungen ist, 
sofern diese Gesellschaften keine eigene gewerb- 
liche oder kaufmännische Tätigkeit ausüben und 
kein kaufmännisches Unternehmen betreiben, das 
allgemein zugänglich ist. Für diese Gesellschaften 
kann der Satz der Gesellschaftsteuer nach diesem 
Artikel 7 ab 1. Januar 1972 und bis 1. Januar 1973 
auf 0,50 Vo und nach diesem letztgenannten Zeit- 
punkt auf 1 ®/o gesenkt werden. 

Da vorgeschlagen wird, den Normalsatz der Gesell- 
schaftsteuer ab 1. Januar 1974 auf 1 ®/o festzusetzen, 
werden die Holding- und Kapitalanlagegesellschaf- 
ten ab diesem Zeitpunkt in allen Mitgliedstaaten der 
allgemeinen Regelung unterworfen, ohne daß hier- 
für der in Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz c der 
Richtlinie des Rates vom 17. Juli 1969 vorgesehene 
Satz geändert werden müßte. 


V. Satz der Gesellsdiaftsteuer im Falle 
einer Erhöhung des Gesellschaftsvermögens einer 
Kapitalgesellschaft durdi Umwandlung von 
Gewinnen, Rücklagen oder Rückstellungen 

Die Richtlinie des Rates vom 17. Juli 1969 überläßt 
es den Mitgliedstaaten, Erhöhungen des Gesell- 
schaftsvermögens von Kapitalgesellschaften durch 
Umwandlung von Gewinnen, Rücklagen oder Rück- 
stellungen (vgl. Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a und 
Artikel 7 Absatz 4) der Gesellschaftsteuer zu unter- 
werfen (unter Anwendung des Normalsatzes oder 
eines ermäßigten Satzes) oder sie von der Besteue- 
rung auszunehmen. 

Diese Ermächtigung der Mitgliedstaaten erklärt sich 
aus der Tatsache, daß die Behandlung dieser Finan- 
zierungsformen auch auf dem Gebiet der direkten 
Steuern von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unter- 
schiedlich ist, Steuern, die die in Rede stehenden 
Finanzierungsgeschäfte bei weitem stärker belasten 
als die Gesellschaftsteuer. 

Es ist jedoch offensichtlich, daß die Staaten für diese 
Finanzierungsgeschäfte einen gemeinsamen Gesell- 
schaftsteuersatz anwenden müssen (Satz, der erfor- 
derlichenfalls sogar gleich 0 sein könnte), wenn man 
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erreichen will, daß die Belastung durch die Gesell- 
schaftsteuer in allen Mitgliedstaaten die gleiche ist 
- Ziel, das die Richtlinie vom 17. Juli 1969 verfolgt. 

Aus diesem Grund hat die Kommission vor, dieses 
Problem in Kürze zu untersuchen und einen um- 
fassenden Vorschlag zu unterbreiten, in dem zu- 
gleich die direkten Steuern und die Gesellschaft- 
steuer einbezogen sind. 


VI. Schlußfolgerung 

Im Rahmen der Festsetzung gemeinsamer Sätze der 
Gemeinschaftsteuer, die in Artikel 7 Absatz 2 der 
Richtlinie des Rates vom 17. Juni 1969 betreffend 
die indirekten Steuern auf Kapitalansammlungen 
vorgesehen ist, wird deshalb vorgeschlagen, folgen- 
de Sätze zu beschließen: 

— Normalsatz der Gesellschaftsteuer; 1 Vo ab 
1. Januar 1974 

— Satz der Gesellschaftsteuer für Gesellschafts- 
zusammenschlüsse: auf die Hälfte des Normal- 
satzes ermäßigter Satz ab 1. Januar 1974. 
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